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Berlin, 03. August 2016 

Nr. 33 

Hermann Gröhe: „Gute Versorgung seelisch kranker Menschen  

für die Zukunft sichern“ 

 

Kabinett beschließt Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der Versorgung und der 

Vergütung für psychiatrische und psychosomatische Leistungen 

 

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines „Gesetzes zur Weiterentwicklung der 

Versorgung und der Vergütung für psychiatrische und psychosomatische Leistungen“ 

(PsychVVG) beschlossen. 

 

Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe: „Seelisch kranke Menschen müssen sich darauf 

verlassen können, dass sie die Hilfe erhalten, die sie benötigen. Wir haben daher die Regelungen 

gezielt auf die Bedürfnisse psychisch kranker Menschen und die Erfordernisse ihrer Behandlung 

zugeschnitten. Zudem stärken wir mit Mindestpersonalvorgaben eine gute Versorgung und die 

menschliche Zuwendung. Behandlungen mit hohem Aufwand sollen künftig besser vergütet 

werden als weniger aufwändige Behandlungen. Durch besondere Behandlungsteams im 

häuslichen Umfeld sorgen wir dafür, dass Menschen mit seelischen Leiden und stationärer 

Behandlungsbedürftigkeit in akuten Krankheitsphasen noch besser versorgt werden. So stellen 

wir die Weichen dafür, dass seelisch kranke Menschen auch in Zukunft gut versorgt sind.“ 

 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird eine Neuausrichtung des Vergütungssystems für 

psychiatrische und psychosomatische Leistungen vorgenommen. Ziel ist eine 

leistungsorientierte Finanzierung, die die Transparenz über die Versorgung verbessert. Ferner 
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fördert der Entwurf die Verzahnung von ambulanten und stationären Leistungen, um die 

Versorgung der Patienten weiter zu stärken.  

 

Die wichtigsten Regelungen im Einzelnen: 

 

 Die bisher vorgesehene Angleichung der krankenhausindividuellen Preise an ein 

landeseinheitliches Preisniveau entfällt. Auch künftig können psychiatrische und 

psychosomatische Kliniken ihr Budget weiterhin einzeln verhandeln. Damit können 

regionale oder strukturelle Besonderheiten in der Leistungserbringung besser im 

Krankenhausbudget berücksichtigt werden. 

 

 Die Kalkulation des Entgeltsystems erfolgt auf der Grundlage des Aufwands tatsächlich 

erbrachter Leistungen unter der Bedingung, dass die Mindestvorgaben zur 

Personalausstattung erfüllt werden.  

 

 Der Gemeinsame Bundesausschuss erhält einen gesetzlichen Auftrag für verbindliche 

Mindestvorgaben zur Personalausstattung, die zu einer leitliniengerechten Behandlung 

beitragen. 

 

 Die Möglichkeit zur Anwendung des Entgeltsystems auf freiwilliger Grundlage wird um 

ein Jahr verlängert. 

 

 Die Deutsche Krankenhausgesellschaft, der Spitzenverband der Gesetzlichen 

Krankenkassen und der Verband der privaten Krankenversicherung werden verpflichtet, 

einen leistungsbezogenen Krankenhausvergleich zu entwickeln. 

 

 Um die sektorenübergreifende Versorgung zum Nutzen der Patienten weiter zu stärken, 

wird eine psychiatrische Akut-Behandlung im häuslichen Umfeld („home treatment“) als 

Krankenhausleistung eingeführt. Auch ambulante Leistungserbringer können mit 

einbezogen werden. 

 

 Auch psychiatrische Krankenhäuser mit psychosomatischen Fachabteilungen sollen 

künftig Patienten, die der Behandlung in einer psychosomatischen Ambulanz bedürfen, 

ambulant behandeln können. 

 

 Die Deutsche Krankenhausgesellschaft und der Spitzenverband der Gesetzlichen 

Krankenkassen sollen anhand gemeinsam festzulegender Kriterien ein bundesweites 

Verzeichnis von Krankenhäusern und ihren Ambulanzen erstellen, um u. a. eine bessere 

Grundlage für die Qualitätssicherung, Krankenhausplanung und Krankenhausstatistik zu 

schaffen. 



 

 3 

Seite 3 von 3 

MERGEFORM

AT 

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

222222222222

2222222332 

 

Zudem werden mit dem Gesetzentwurf den Einnahmen des Gesundheitsfonds im Jahr 2017 

Mittel aus der Liquiditätsreserve in Höhe von 1,5 Mrd. € zugeführt, um einmalige Investitionen 

in die telemedizinische Infrastruktur zu finanzieren und vorübergehende Mehrbelastungen der 

gesetzlichen Krankenkassen im Zusammenhang mit der gesundheitlichen Versorgung von 

Asylberechtigten auszugleichen.  

 

Die Regelungen sollen überwiegend zum 1. Januar 2017 in Kraft treten. Das Gesetz bedarf nicht 

der Zustimmung des Bundesrates. 

 

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter www.bundesgesundheitsministerium.de 

http://www.bundesgesundheitsministerium.de/

